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Evir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen rc. 
verordnen, unter Zustinnnung der beiben Häuser des Landtages 
Unserer Monarchie, was folgt:

Familienstiftungen.
Artikel 1.

Für die Genehmigung einer Stiftung, die nach der Stiftungsurkunde 
ausschließlich dem Interesse der Mitglieder einer bestimmten Familie oder 
mehrerer bestimmter Familien dient (Familienstiftung), ist das Amtsgericht 
zuständig, in dessm Bezirke die Stiftung ihren Sitz haben soll.

Wird in Ansehung einer Familienstiftung, deren Verwaltung oder 
Beaufsichtigung nach der Stiftungsurkunde von dem Gerichte geführt werden 
soll, das Landgericht oder das Oberlandesgericht durch den Justizminister mit 
der Verwaltung oder der Beaufsichtigung beauftragt, so ist das beauftragte 
Gericht auch für die Genehmigung der Stiftung zuständig.

Artikel 2.
Für die Verfassung einer Familienstiftung gelten folgende Vorschriften:
§. 1. Zur Aenderung der Verfassung sowie zur Aufhebung der Stiftung 

ist, unbeschadet der Vorschriften des §. 87 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, ein 
Familienschluß erforderlich.

§. 2. Der Familienschluß bedarf der Aufnahme und der Bestätigung 
durch das Amtsgericht, in dessen Bezirke die Stiftung ihren Sitz hat, oder, 
wenn die Beaufsichtigung der Stiftung einem anderen Gerichte zustcht, durch 
dieses Gericht.

§. 3. Zu der Errichtung des Familienschluffes müssen alle Familien­
mitglieder zugezogen werden, die entweder ihren Wohnsitz innerhalb des 
Deutschen Reichs haben oder zur Wahrnehmung ihrer Rechte in den Stiftungs­
angelegenheiten einen innerhalb des Deutschen Reichs wohnhaften Bevoll­
mächtigten bestellt und die Bevollmächtigung durch eine öffentliche oder 
öffentlich beglaubigte Urkunde dem Vorstand oder dem Gerichte, welchem die 
Aufsicht über die Stiftung zusteht, nachgewiesen haben.

§. 4. Für ein geschäftsunfähiges oder in der Geschäftsfähigkeit be­
schränktes Familienmitglied ist sein gesetzlicher Vertreter zuzuziehen. Dies
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gilt auch von solchm Familienmitgliedern, welche vor dem Ablaufe des 
dreihundertzweiten Tages nach dem Tage geboren werden, an welchem ihr 
Vater und, wenn die Mutter bei der Familienstiftung für ihre Person be- 
theiligt ist, auch diese die zustimmende Erklärung über den Gegenstand des 
Familienschlusses gerichtlich oder außergerichtlich abgegeben und durch ihre 
Unterschrift vollzogen haben.

Die zustimmende Erklärung des gesetzlichen Vertreters bedarf der Ge­
nehmigung des Vormundschaftsgerichts.

§ . 5. Steht die Vertretung geschäftsunfähiger oder in der Geschäfts­
fähigkeit beschränkter Familienmitglieder Vormündern oder Pflegern zu, welche 
der Aufsicht verschiedener Vormundschaftsgerichte unterworfen sind, ober 
würde die Bestellung von Vertretern solcher Familienmitglieder verschiedenen 
Vormundschaftsgerichten obliegen, so kann auf Antrag des Vorstandes der 
Stiftung - der Justizminister einem Vormundschaftsgerichte die Bestellung eines 
gemeinsamen Vertreters und die Genehmigung der Erklärung des Vertreters 
übertragen, soweit die Interessen der betheiligten Familienmitglieder nicht im 
Gegensatze zu einander stehen.

Die Vorschrift des Abs. 1 findet auf die Genehmigung von Erklärungen 
der kraft elterlicher Gewalt berufenen gesetzlichen Vertreter entsprechende 
Anwendung.

§ . 6. Der Vorstand der Stiftung hat mit dem Gesuch um Aufnahme 
des Familienschluffcs einen Entwurf des letzteren sowie ein Verzeichniß der 
zuzuziehenden Familienmitglieder einzureichen.

§ . 7. Zur Theilnahme an der Errichtung des Familienschlusses ist be­
rechtigt:

1. wer seine Zugehörigkeit zu der berufenen Familie durch öffentliche- 
Urkunden nachweist;

2. wer von den Berechtigten, die in dem Termine zur Aufnahme des 
Familienschlusses erschienen sind, und von dem Vorstande der 
Stiftung als berechtigt anerkannt wird.

§. 8. Wer außer den Fällen des §. 7 die Berechtigung zur Theilnahme 
in Anspruch nimmt, ist von dem Gericht aufzufordern, binnen drei Monaten 
seine Berechtigung oder die Erhebung der Klage gegen diejenigen, welche die 
Berechtigung bestreiten, nachzuweisen, widrigenfalls der ohne seine Zuziehung 
errichtete Familienschluß für ihn verbindlich sein werde.

Die Frist beginnt mit der Zustellung der Aufforderung. Die Be­
stätigung des Familienschluffes darf erst erfolgen, wenn die Frist abgelaufen 
und im Falle rechtzeitiger Klageerhebung über die Berechtigung rechtskräftig 
entschieden ist.

§. 9. Besteht kein Grund zu der Annahme, daß außer den angezeigten 
noch andere nach §. 3 zuzuziehende Familienmitglieder vorhanden sind, so 
genügt die eidesstattliche Versicherung des Vorstandes der Stiftung, daß ihm 
solche Mitglieder nicht bekannt sind.

Anderenfalls darf der Familienschluß nicht bestätigt roerben, bevor die 
Familienmitglieder, deren Leben oder Aufenthalt unbekannt ist, im Wege des 
Aufgebotsverfahrens mit ihrem Widerspruchsrecht ausgeschlossen sind.
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§. 10. Für das Aufgebotsverfahren ist das Amtsgericht zuständig, in 
dessen Bezirke die Stiftung ihren Sitz hat.

Antragsberechtigt ist der Vorstand der Stiftung.
In dem Aufgebote sind die Familienmitglieder, deren Leben oder 

Aufenthalt unbekannt ist, unter Bezeichnung des Gegenstandes des Familien- 
schlufles aufzufordern, spätestens im Aufgebotstermine gegen den Familien­
schluß Widerspruch zu erheben, widrigenfalls sie mit ihrem Widerspruch aus­
geschlossen werden würden.

§. 11. Erklärt sich ein nach den §§. 3,4 zuzuziehendes Familienmitglied 
oder sein Vertreter auf die Aufforderung des Vorstandes der Stiftung über 
den zu errichtenden Familienschluß nicht, so ist er auf Antrag des Vorstandes 
von dem Gericht unter Mitcheilung des Entwurfes des Familienschluffes zu 
einem Termine zu laden. Widerspricht er nicht spätestens im Termine, so 
wird er als dem Familienschlusse zustimmend angesehen. Die Ladung muß 
den Hinweis auf diese Rechtsfolge enthalten.

§. 12. Die Bestätigung des Familienschlusses erfolgt, wenn den Vor­
schriften der §§. 3 bis 11 genügt, insbesondere auch die im §. 4 Abs. 1 vor­
gesehene Frist abgelaufen ist.

§. 13. • Die Vorschriften der §§. 1 bis 12 finden keine Anwendung, 
soweit durch die Stiftungsurkunde oder durch Familienschluß ein Anderes 
bestimmt ist.

Artikel 3.
Auf eine Familienstiftung, die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürger­

lichen Gesetzbuchs im bisherigen Geltungsbereiche des Allgemeinen Landrechts 
besteht, finden die Vorschriften über rechtsfähige Stiftungen Anwendung.

Umwandlung oder Aufhebung einer Stiftung.
Artikel 4.

Die für die Umwandlung oder die Aufhebung einer rechtsfähigen Stiftung 
zuständige Behörde wird durch Königliche Verordnung bestimmt.

Anfall des Vermögens eines Vereins oder einer Stiftung.
Artikel 5.

Das Anfallrecht in Ansehung des Vermögens eines Vereins bestimmt 
sich ausschließlich nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

Das Vermögen einer rechtsfähigen Stiftung fällt mit dem Erlöschen an 
den Fiskus, wenn nicht durch das Stiftungsgeschäft ein anderer Anfall­
berechtigter bestimmt ist.

Crwerbsbeschränknngen für juristische Personen.
Artikel 6.

§. 1. Schenkungen oder Zuwendungen von Todeswegen an inländische 
oder ausländische juristische Personen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit ihrem 
vollen Betrage nach der Genehmigung des Königs oder der durch Königliche 
Verordnung besümmten Behörde, wenn sie Gegenstände im Werthe von mehr
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als fünftausend Mark betreffen. Wiederkehrende Leistungen werden mit vier 
vom Hundert zu Kapital gerechnet.

§. 2. Die Genehmigung kann auf einen Theil der Schenkung oder der 
Zuwendung von Todeswegen beschränkt werden.

§. 3. Mit Geldstrafe bis zu neunhundert Mark wird bestraft:
1. wer für eine juristische Person, die in Preußen ihren Sitz hat, als 

deren Vorsteher eine Schenkung oder eine Zuwendung von Todes­
wegen in Empfang nimmt und nicht binnen vier Wochen die 
erforderliche Genehmigung nachsucht;

2. wer einer juristischen Person, die nicht in Preußen ihren Sitz hat, 
eine Schenkung oder Zuwendung von Todeswegen verabfolgt, bevor 
die erforderliche Genehmigung ertheilt ist.

§ . 4. Die Vorschriften der §§. 1 bis 3 gelten nicht für Familien­
stiftungen.

Artikel 7.
§ . 1. Juristische Personen, die in Preußen ihren Sitz haben, bedürfen 

zum Erwerbe des Eigenthums an einem Grundstück im Werthe von mehr 
als fünftausend Mark der Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde.

Dies gilt nicht für Familienstiftungen, für juristische Personen, deren 
Rechtsfähigkeit auf einem neben dem Bürgerlichen Gesetzbuche bestehenden 
Reichsgesetze beruht, sowie für solche juristische Personen des öffentlichen 
Rechtes, welche nach besonderer gesetzlicher Vorschrift ohne die im Abs. 1 be­
zeichnete Genehmigung Grundeigenthum erwerben können.

§ . 2. Juristische Personen, die in einem anderen Bundesstaat ihren Sitz 
haben, bedürfen zum Erwerbe des Eigenthums an einem Grundstück im 
Werthe von mehr als fünftausend Mark der Genehmigung des Königs oder 
der durch Königliche Verordnung bestimmten Behörde.

Der gleichen Genehmigung bedürfen ausländische juristische Personen 
zum Erwerbe des Eigenthums an einem Grundstück ohne Rücksicht auf den 
Werth des Grundstücks.

§ . 3. Die in den §§. 1, 2 vorgeschriebene Genehmigung ist nicht er­
forderlich zu einem Erwerbe, der auf Grund einer nach Maßgabe des Artikel 6 
genehmigten Schenkung oder Zuwendung von Todeswegen erfolgt.

Verjährung gewisier Ansprüche.

Artikel 8.
§ . 1. In vier Jahren verjähren:
1. die Ansprüche der Kirchen, der Geistlichen und der sonstigen Kirchen­

beamten wegen der Gebühren für kirchliche Handlungen;
2. die Ansprüche auf Zahlung der von einer Verwaltungsbehörde, 

einem Verwaltungsgericht oder einer Auseinandersetzungsbehörde 
nicht oder zu wenig eingezogenen Kosten;

3. die Ansprüche der Ortsbehörden wegen der Gebühren für Hand­
lungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder für ihre Thätigkeit als 
gerichtliche Hülfsbeamte;
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4. die Ansprüche auf Rückerstattung von Kosten, die von einer öffent­
lichen Behörde mit Unrecht erhoben sind;

5. die Ansprüche auf Rückstände von Verkehrsabgaben, die in Folge 
einer besonderen Berechtigung an Privatpersonen zu entrichten sind.

§. 2. Auf die Verjährung finden die Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs und des Artikel 169 Abs. 1 des Einführungsgesetzes zum Bürger­
lichen Gesetzbuche mit folgenden Maßgaben Anwendung:

1. Die Verjährung beginnt, unbeschadet der Vorschrift des §. 201 Satz 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs, für die im §. 1 Nr. 1 bis 3 bezeichneten 
Ansprüche mit dem Schluffe des Jahres, in welchem die Gebühren 
oder Kosten fällig werden, für die im §. 1 Nr. 4, 5 bezeichneten 
Ansprüche mit dem Schluffe des Jahres, in welchem der Anspruch 
entsteht.

2. Soweit die im §. 1 Nr. 1, 2 bezeichneten Gebühren und Kosten der 
Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren unterliegen, wird die 
Verjährung auch durch eine an den Zahlungspflichtigen erlassene 
Aufforderung zur Zahlung und durch die Bewilligung einer Stundung 
unterbrochen. Wird die Verjährung unterbrochen, so beginnt eine 
neue Verjährung nicht vor dem Schluffe des Jahres, in welchem der 
für die Beendigung der Unterbrechung maßgebende Zeitpunkt eintritt, 
und im Falle der Bewilligung einer Stundung nicht vor dem Schluffe 
des Jahres, in welchem die bewilligte Frist abgelaufen ist.

Artikel 9.
Die Vorschriften des Gesetzes über die Verjährungsfristen bei öffentlichen 

Abgaben vom 18. Juni 1840 (Gesetz-Samml. S. 140) treten, soweit sie sich 
aitf die im §. 2 des Gesetzes erwähnten Abgaben beziehen, für öffentliche zu 
den Staatskaffcn fließende Verkehrsabgaben, unbeschadet abweichender reichs­
gesetzlicher Vorschriften, in den Landcstheilen in Kraft, in welchen sie für 
solche Abgaben noch nicht Geltung haben.

Die im Abs. 1 bezeichneten Vorschriften finden im ganzen Umfange der 
Monarchie auf sonstige öffentliche Gebühren entsprechende Anwendung, sofern 
nicht abweichende besondere Bestimmungen bestehen.

Gesetzliche Zinsen.
Artikel 10.

Soweit in Gesetzen, die neben dem Bürgerlichen Gesetzbuch in Kraft 
bleiben, die Verzinsung einer Schuld mit fünf vom Hundert für das Jahr 
vorgeschrieben ist, tritt an die Stelle dieser Verzinsung die Verzinsung mit 
vier vom Hundert. Dies gilt für die Zeit nach dem Inkrafttreten des Bürger­
lichen Gesetzbuchs auch dann, wenn die Verzinsung schon begonnen hat.

Zahlungen ans öffentlichen Kaffen.
Artikel 11.

Zahlungen aus öffentlichen Kassen sind, wenn nicht ein Anderes bestimmt 
ist, an der Kaffe in Empfang zu nehmen.
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Beurkundung von Grundstücksveräußerungen
Artikel 12.

§. 1. Für einen Vertrag, durch den sich der eine Theil verpflichtet, das 
Eigenthum an einem Grundstücke gegen Uebernahme einer festenMeldrente zu 
übertragen (Rentengutsvertrag), genügt bei den durch Vermittelung der General- 
kommission begründeten und bei den vom Staate ausgegebenen Rentengütern 
die schriftliche Form.

Das Gleiche gilt für den in den §§. 16, 17 des Gesetzes über die Ent­
eignung von Grundeigenthum vom 11. Juni 1874 (Gesetz-Samml. S. 221) 
bezeichneten Vertrag über die freiwillige Abtretung von Grundeigenthum.

§. 2. Für die Beurkundung eines Vertrags, durch den sich der eine 
Theil verpflichtet, das Eigenthum an einem Grundstücke dem Staate zu über­
tragen, sind außer den Gerichten und Notaren auch zuständig:

1. bei den auf Grund des Gesetzes, betreffend die Beförderung deutscher 
Ansiedelungen in den Provinzen Westpreußen und Posen, vom 

t erfolgenden käuflichen Erwerbungen

die Oberbeamten der Ansiedelungskommission für Westpreußen und 
Posen;

2. bei den käuflichen Erwerbungen für Eisenbahn- oder Kanalbauten 
die für den Grunderwerb von den Vorständen der zuständigen Ver­
waltungsbehörde als Justitiare bezeichneten Beamten.

Verkäufe durch öffentlich ermächtigte Handelsmäkler.
Artikel 13.

Die öffentliche Ermächtigung, deren Handelsmäkler zu Verkäufen oder 
Käufen bedürfen, wird für Orte innerhalb des Bezirkes einer Handelskammer 
oder einer kaufmännischen Körperschaft durch diese vorbehaltlich der Bestätigung 
des Regierungspräsidenten, für andere Orte durch den Regierungspräsidenten 
ertheilt.

Die Ermächtigung wird erst wirksam, wenn der Handelsmäkler den Eid 
leistet, daß er die ihm obliegenden Pflichten getreu erfüllen werde. Für die 
Abnahme des Eides ist das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirke der 
Handelsmäkler sein Geschäftslokal ober in Ermangelung eines solchen seine 
Wohnung hat. Die Beeidigung kann auch von der Handelskammer oder der 
kaufmännischen Korporation vorgenommen werden, welche die Ermächtigung 
ertheilt hat.

Auf die Rücknahme der Ermächtigung findet die Vorschrift des §. 120 
Nr. 3 des Gesetzes über die Zuständigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungs­
gerichtsbehörden vom 1. August 1883 (Gesetz-Samml. S. 237) Anwendung.

Gesinderecht.
Artikel 14.

Die Vorschrift des §. 616 des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet auf das 
Gesindeverhältniß Anwendung.



Die Vorschriften der Gesindeordnungen, nach welchen der Dienstberechtigte 
für den von dem Gesinde einem Dritten widerrechtlich zugefügten Schaden in 
weiterem Umfang als nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
verantwortlich ist, treten außer Kraft.

Ein Wohnsitz wird durch das Gesirideverhältniß nicht begründet.

Leibgedingsvertrag.
Artikel 15.

Steht mit der Ueberlassung eines Grundstücks ein Leibgedingsvertrag 
fLeibzuchts-, Altentheils-, Auszugs-, Ausgcdingevertrag) in Verbindung, so 
gelten für das sich aus dem Vertrag ergebende Schuldverhältniß, soweit nicht 
abweichende Vereinbarungen getroffen sind, folgende Vorschriften:

§. 1. Der Erwerber des Grundstücks ist verpflichtet, dem Berechtigten 
an dem Grundstück eine den übernommenen wiederkehrenden Leistungen ent­
sprechende Reallast und, wenn dem Berechtigten das Recht eingeräumt ist, 
ein auf dem Grundstücke befindliches Gebäude oder einen Theil eines solchen 
Gebäudes zu bewohnen oder mitzubewohnen oder einen Theil des Grundstücks 
in sonstiger Weise zu benutzen, eine entsprechende persönliche Dienstbarkeit, mit 
dem Range unmittelbar hinter den zur Zeit der Ueberlassung bestehenden 
Belastungen zu bestellen.

§. 2. Auf das Schuldverhältniß finden die Vorschriften der §§. 759, 
760 des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Leibrente Anwendung.

§. 3. Hat der Verpflichtete dem Berechtigten Erzeugniffe solcher Gattung 
zu leisten, wie sie auf dem überlassenen Grundstücke gewonnen werden, so 
kann der Berechtigte nur Erzeugnisse von der mittleren Art und Güte der- 
senigen verlangen, welche auf dem Grundstücke bei ordnungsmäßiger Be- 
wirthschaftung gewonnen werden.

§. 4. Lasten, die auf einen dem Berechtigten zur Benutzung überlassenen 
Theil des Grundstücks entfallen, hat der Verpflichtete zu tragen.

§. 5. Ist dem Berechtigten eine abgesonderte Wohnung zu gewähren, 
so hat der Verpflichtete die Wohnung dem Berechtigtm in einem zu dem 
vertragsmäßigen Gebrauche geeigneten Zustande zu überlassen und sie während 
der Dauer seiner Verpflichtung in diesem Zustande zu erhalten.

Wird das Gebäude durch Zufall zerstört, so hat der Verpflichtete die 
Wohnung in einer nach den Umständen der Billigkeit entsprechenden Zeit und 
Weise wiederherzustellen und bis zur Wiederherstellung dem Berechtigten eine 
angemessene andere Wohnung zu beschaffen.

§. 6. Ist dem Berechtigten eine abgesonderte Wohnung zu gewähren, 
so ist er befugt, seine Familie sowie die zur standesgemäßen Bedienung und 
zur Pflege erforderlichen Personen in die Wohnung aufzunehmen.

Hat der Verpflichtete dem Berechtigten die Mitbenutzung seiner Wohnung 
zu gestatten, so erstreckt sich die Befugniß des Berechtigten zur Aufnahme 
seiner Familie nicht auf Personen, die erst nach der Schließung des Leib­
gedingsvertrags durch Eheschließung, Ehelichkeitserklärung oder Annahme an 
Kindesstatt Familienangehörige geworden sind, und nicht auf Kinder, die aus 
dem Hausstande des Berechtigten ausgeschieden waren.
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§. 7. Unterläßt der Verpflichtete die Bewirkung einer vertragsmäßigen 
Leistung, so steht dem Berechtigten nicht das Recht zu, wegen der Nichterfüllung 
ober des Verzugs nach §. 325 Abs. 2 oder §. 326 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
von dem Vertrage zurückzutreten oder nach §. 527 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
die Herausgabe des Grundstücks zu fordern.

§. 8. Veranlaßt der Verpflichtete durch sein Verhalten eine solche 
Störung der persönlichen Beziehungen zu dem Berechtigten, daß diesem nicht 
zugemuthet werden kann, die Wohnung auf dem Grundstücke zu behalten, so 
hat er dem Berechtigten, falls dieser die Wohnung aufgiebt, den für die Be­
schaffung einer anderen angemessenen Wohnung erforderlichen Aufwand sowie 
den Schaden zu ersetzen, der daraus entsteht, daß dieser andere ihm gebührende 
Leistungen nicht auf dem Grundstück in Empfang nehmen kann.

§. 9. Veranlaßt der Berechtigte durch sein Verhalten eine solche Störung 
der persönlichen Beziehungen zu dem Verpflichteten, daß diesem nicht zu­
gemuthet werden kann, ihm das fernere Wohnen auf dem Grundstücke zu ge­
statten, so kann ihm der Verpflichtete die Wohnung unter Gewährung einer 
angemessenen Räumungsfrist kündigen.

Macht der Verpflichtete von dieser Befugniß Gebrauch, so hat er dem 
Berechtigten eine Geldrente zu gewähren, die nach billigem Ermessen dem 
Werthe der Vortheile entspricht, welche er durch die Befreiung von der Pflicht 
zur Gewährung der Wohnung und zu Dienstleistungen erlangt.

Die Vorschrift des Abs. 2 findet auch Anwendung, wenn der Berechtigte 
durch andere Umstände als durch das Verhalten des Verpflichteten ohne eigenes 
Verschulden genöthigt ist, das Grundstück dauernd zu verlassen.

§. 10. Ist ein Leibgedinge für mehrere Berechtigte, insbesondere für 
Ehegatten, vereinbart, so wird der Verpflichtete durch den Tod eines der Be­
rechtigten zu dem Kopstheile des Verstorbenen von seiner Verpflichtung frei, 
soweit die geschuldeten Leistungen zum Zwecke des Gebrauchs oder Verbrauchs 
unter den Berechtigten getheilt werden mußten.

Staatsschuldbuch.
Artikel 16.

Das Gesetz, betreffend das Staatsschuldbuch, vom 20. Juli 1883 (Gesetz- 
Samml. S. 120) wird dahin geändert:

I. Der §. 9 erhält folgende Fassung:
Eine Ehefrau wird, unbeschadet der Vorschriften des Artikel 97 

Abs. 2 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche, zu An­
trägen ohne Zustimmung des Ehemannes zugelassen.

n. Der §. 12 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
Zur Ausstellung dieser Bescheinigungen ist das Nachlaßgericht 

und, falls der Erblasser zur Zeit des Erbfalls im Jnlande weder 
Wohnsitz noch Aufenthalt hatte, auch derjenige Konsul des Reichs 
zuständig, in dessen Amtsbezirke der Erblasser zur Zeit des Erbfalls 
seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenhalt hatte, sofern 
dem Konsul von dem Reichskanzler die Ermächtigung zur Ausstellung 
solcher Bescheinigungen ertheilt ist.

HL Der §. 24 wird gestrichen.
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Staatsschuldverschreibungen.
Artikel 17.

§. 1. Bei den vom Staate ausgestellten Schuldverschreibungen auf den 
Inhaber hängt die Gültigkeit der Unterzeichnung von der Ausfertigung ab, 
ohne daß es der Aufnahme dieser Bestimmung in die Urhunde bedarf.

Die Ausfertigung erfolgt bei den über das Kapital lautenden Schuld­
verschreibungen durch eigenhändige Unterzeichnung des Vermerkes „Aus­
gefertigt" seitens des damit beauftragten Beamten, bei Zins- und Erneuerungs­
scheinen durch den Aufdruck eines den Königlich Preußischen Adler enthaltenden. 
Trockenstempels.

§. 2. Bei Zinsscheinen, die für Schuldverschreibungen der im §. 1 be­
zeichneten Art oder für Rentenbriefe der zur Vermittelung der Ablösung von 
Renten in Preußen bestehenden Rentenbanken ausgegeben sind, ist der im §. 804 
Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bestimmte Anspruch ausgeschlossen, ohne 
daß es der Ausschließung in dem Scheine bedarf.

Unschädlichkeitszeugniß.
Artikel 18.

Die bestehenden Vorschriften über die Ertheilung von Unschädlichkeits­
zeugnissen zum Zwecke der Befreiung eines Theiles eines Grundstücks von 
dessen Belastungen bleiben mit folgenden Maßgaben in Kraft:

1. Bei der Entscheidung, ob der Grundstückstheil im Verhältnisse zum 
Hauptgrundstücke von geringem Werthe und Umfang ist, wird, roenn 
die Belastungen, von denen der Theil befreit werden soll, noch auf 
anderen Grundstücken desselben Eigenthümers haften, die Gesammtheit 
der belasteten Grundstücke als Hauptgrundstück behandelt.

2. Das Unschädlichkeitszeugniß kann auf einzelne Belastungen beschränkt 
werden.

Artikel 19.
Im Gebiete des vormaligen Herzogthums Nassau und auf der Insel 

Helgoland treten die Vorschriften des Gesetzes, betreffend die Erleichterung 
der Abveräußerung einzelner Theile von Grundstücken in der Provinz 
Hannover, vom 25. März 1889 (Gesetz-Samml. S. 65) mit den im Artikel 18 
bestimmten Aenderungen in Kraft; auf das Verfahren und das Kastenwesen 
finden ergänzend die allgemeinen Vorschriften, die für Gemeinheitstheilungen 
im Gebiete des vormaligen Herzogthums Nassau und in der Provinz 
Schleswig-Holstein gelten, entsprechende Anwendung.

Die Unschädlichkeitszeugniffe, die bezüglich der im §. 1 Nr. 3 des Ge­
setzes vom 25. März 1889 bezeichneten Geschäfte ausgestellt werden, sind 
stempel- und gebührenfrei.

Landeskttlturrenteu.
Artikel 20.

Das Gesetz, betreffend die Errichtung von Landeskultur-Rentenbanken, 
vom 13. Mai 1879 (Gesetz-Samml. S. 367) wird dahin geändert:
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I. Im §. 14 Abs. 1 werden die Worte „Der Darlehnssucher hat durch
Eintragung eines Vermerks in das Grund- oder Hypothekenbuch das 
Vorrecht der Rente vor allen späteren Eintragungen oder gesetzlichen 
Hypotheken zu sichern" ersetzt durch die Worte:

„Der Darlehnssucher hat eine Vormerkung zur Sicherung des 
Anspruchs auf Einräumung der Rente in das Grundbuch eintragen 
zu lassen".

TL Der §. 24 erhält folgenden Abs. 3:
Bei der Eintragung der Rente ist zugleich auf Grund des Be­

schlusses der Auseinandersetzungsbehörde (§. 22) eine Vormerkung 
zur Sicherung des Anspruchs auf Einräumung des Vorzugsrechts 
für die Rente einzutragen.

HI. An die Stelle des §. 25 Abs. 1 tritt folgende Vorschrift:
Die Eintragung des Vorzugsrechts der Rente im Grundbuch 

erfolgt auf Grund einer Bescheinigung der Auscinandersctzungs- 
behörde, daß die zweckmäßige Ausführung der Drainirungsanlage 
geschehen ist.

IV. An die Stelle des §. 27 Abs. 1 tritt folgende Vorschrift: •
Die Eintragung der im §. 24 Abs. 3 bezeichneten Vormerkung 

und des Vorzugsrechts der Rente erfolgt ohne Vorlegung der über 
die vorhandenen Realrcchte ausgefertigten Urkunden. Wird eine 
solche Urkunde nachträglich vorgelegt, so hat das Grundbuchamt die 
Eintragung auf ihr zu vermerken.

Der Eintragung nicht bedürfende Rechte.
Artikel 21.

Zur Erhaltung der Wirksamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben 
Les Grundbuchs bedürfen der Eintragung nicht:

1. das in den Fällen der Enteignung oder der Grundabtretung zu 
Zwecken des Bergbaubetriebs bestehende gesetzliche Vorkaufsrecht;

2. die Gebrauchs- und Nutzungsrechte, welche nach den §§. 8, 142 des 
Allgemeinen Berggesetzes vom 24. Juni 1865 (Gesetz-Samml. S. 705) 
im Wege des Zwangsverfahrens erworben werden können;

3. die den Rentenbankcn überwiesenen Renten und die Domänen- 
Amortisationsrenten; die für die Provinz Hannover bisher geltenden 
entgegenstehenden Vorschriften werden aufgehoben.

Nachbarrechtliche Beschränkungen des Eigenthums.
Artikel 22.

§. 1. Werden im bisherigen Geltungsbereiche des Rheinischen Rechtes 
zwei Grundstücke durch eine Mauer geschieden, zu deren Benutzung die Eigen­
thümer der Grundstücke gemeinschaftlich berechtigt sind, so kann der Eigen­
thümer des einen Grundstücks dem Eigenthümer des anderen Grundstücks 
nicht verbieten, die Mauer ihrer ganzen Dicke nach zu erhöhen, wenn ihm 
machgewiesen wird, daß durch die Erhöhung die Mauer nicht gefährdet wird.
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Der sich aus der Vorschrift des Ws. 1 ergebende Anspruch unterliegt
nicht der Verjährung.

§. 2. Der Eigenthümer des Grundstücks, von dem aus die Erhöhung 
erfolgt ist, kann dem' Eigenthümer des anderen Grundstücks die Benutzung 
des Aufbaus verbieten, bis ihm für die Hälfte oder, wenn nur ein Theil 
des Aufbaus benutzt werden soll, für den entsprechenden Theil der Baukosten 
Ersatz geleistet wird. Solange das Verbietungsrecht besteht, hat der Berechtigte 
den Mehraufwand zu tragen, den die Unterhaltung der Mauer in Folge der 
Erhöhung verursucht.

Das Verbietungsrecht erlischt durch Einigung der Betheiligten.

§. 3. Wird die Mauer zum Zwecke der Erhöhung verstärkt, so ist die 
Verstärkung auf dem Grundstück anzubringen, dessen Eigenthümer die Er­
höhung unternimmt. Der von dem Eigenthümer des anderen Grundstücks 
nach §. 2 zu ersetzende Betrag der gesammten Baukosten erhöht sich um den 
entsprechenden Theil des Werthes der zu der Verstärkung verwendeten Grund­
fläche. Verlangt der Eigenthümer des Grundstücks, auf dem die Verstärkung 
angebracht worden ist, die Ersatzleistung, so ist er verpflichtet, dem Eigenthümer 
des anderen Grundstücks das Eigenthum an der zu der Mauer verwendeten 
Grundfläche seines Grundstücks soweit zu übertragen, daß die neue Grenzlinie 
durch die Mitte der verstärkten Mauer geht; die Vorschriften über den Kauf 
finden Anwendung.

Artikel 23.
Hat im bisherigen Geltungsbereiche des Rheinischen Rechtes der Eigen­

thümer eines Grundstücks vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
auf Grund des Artikels 663 des Rheinischen Bürgerlichen Gesetzbuchs von 
seinem Nachbar verlangt, daß er zur Errichtung einer Scheidemauer beitrage, 
so bleiben für das Recht und die Pflicht zur Errichtung der Mauer die 
bisherigen Vorschriften maßgebend.

Widerrufliches Eigenthum an Grundstücken.

Artikel 24.

Steht im bisherigen Geltungsbereiche des Rheinischen Rechtes dem 
ftüheren Eigenthümer eines Grundstücks auf Grund eines Rechtsgeschäfts, 
durch welches das Grundstück veräußert worden ist, ein Recht zu, vermöge 
dessen bei dem Eintritt eines bestimmten Umstandes das Eigenthum an dem 
Grundstücke, mit rückwirkender Kraft an ihn zurückfällt, so verwandelt sich 
das Rückfallsrecht zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt 
anzusehen ist, in einen Anspruch auf Rückübertragung des Eigenthums und 
Befreiung des Grundstücks von den dem Rückfallsberechtigten gegenüber nicht 
wirksamen Belastungen. Diejenigen, gegen welche sich der Anspruch richtet, 
sind verpflichtet, die Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des Anspruchs 
.zu bewilligen.

Die vor der im Abs. 1 bezeichneten Zeit erfolgte Eintragung des Rück­
fallsrechts gilt als Eintragung einer Vormerkung.
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Form der Auflassung
Artikel 25.

Für Grundstücke, die im bisherigen Geltungsbereiche des Rheinischen 
Rechtes belegen sind, gelten folgende Vorschriften:

§. 1. Die Auflassung sowie die zur Bestellung oder Uebertragung eines 
Erbbaurechts erforderliche Einigung kann außer vor dem Grundbuchamt auch 
vor einem anderen Preußischen Amtsgericht oder vor einem Preußischen Notar 
erklärt werden. Durch Königliche Verordnung kann bestimmt werden, daß 
auch die Amtsgerichte oder die Notare anderer Bundesstaaten zuständig sind.

Jeder Theil ist berechtigt, zu verlangen, daß die Auflassung vor dem 
Grundbuchamt erfolgt.

§. 2. Bei der Auflassung bedarf es der gleichzeitigen Anwesenheit beider 
Theile nicht, wenn das Grundstück durch ein Amtsgericht oder einen Notar 
versteigert worden ist und die Auflassung noch in dem Versteigerungstermine 
stattsindet.

Uebertragung des Eigenthums an bnchnngsfreien Grundstücken.
Artikel 26.

Zur Uebertragung des Eigenthums an einem Grundstücke, das im 
Grundbuch nicht eingetragen ist und auch nach der Uebertragung nicht ein­
getragen zu werden braucht, ist die Einigung des Veräußerers und des Er­
werbers über den Eintritt der Uebertragung erforderlich. Die Einigung be­
darf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung.

Die Uebertragung des Eigenthums kann nicht unter einer Bedingung, 
oder einer Zeitbestimmung erfolgen.

Aneignung und Hatten von Tauben.
Artikel 27.

Die Vorschriften über das Recht zur Aneignung der einem Anderen 
gehörenden, im Freien betroffenen Tauben sowie alle sonstigen Vorschriften, 
die das Recht, Tauben zu halten, beschränken, werden aufgehoben.

Im Wege der Polizeiverordnung kann das Herauslassen von Tauben 
ins Freie zeitweilig, insbesondere während der Saat- und Erntezeit, unter­
sagt werden.

Die Vorschriften der §§. 67 bis 87 des Feld- und Forstpolizeigesetzes 
vom 1. April 1880 (Gesetz-Samml. S. 230) über Schadensersatz und Pfändung, 
finden auf Tauben Anwendung; der Betrag des Ersatzgeldes bestimmt sich 
nach den in den §§. 71, 72 für Federvieh gegebenen Vorschriften.

Besitzschutz bei Grunddienstbarkeiten.
Artikel 28.

Für den Schutz der Ausübung einer Grunddienstbarkeit gelten, auch, 
bevor das Grundbuch für das Grundstück als angelegt anzusehen ist, wenn 
die Grunddienstbarkeit in einem über das Grundstück geführten gerichtlichen 
Buche eingetragen ist, die Vorschriften des §. 1029 des Bürgerlichen Gesetz­
buchs, anderenfalls die Vorschriften des Artikel 191 Abs. 2 des Einführungs­
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche.



13

Wiederkairfsrecht bei Rentengüter«.
Artikel 29.

§. 1. Ein Grundstück, welches gegen Uebernahme einer festen Geldrente 
zu Eigenthum übertragen ist (Rentengut), kann zu Gunsten des Veräußerers 
in der Weise belastet werden, daß dieser dem Eigenthümer gegenüber zum 
Wiederkaufe berechtigt ist.

Das Wiederkaufsrecht kann auch zu Gunsten des jeweiligen Eigen­
thümers eines Grundstücks des Veräußerers bestellt werden.

§. 2. Ein Bruchtheil eines Rentenguts kann mit dem Wiederkaufsrechte 
nur belastet werden, wenn er in dem Antheil eines Miteigenthümers besteht.

§. 3. Das Wiederkaufsrecht beschränkt sich auf die Fälle, daß der Eigen­
thümer das Rentengut verkauft oder sich durch einen sonstigen Vertrag zur 
Uebertragung des Eigenthums verpflichtet oder daß er stirbt; es kann auch für 
den Fall bestellt werden, daß der Eigenthümer eine im Rentengutsvertrage 
festgesetzte Verpflichtung nicht erfüllt.

§. 4. Das Wiederkaufsrecht erstreckt sich auf das zur Zeit der Aus­
übung vorhandene Zubehör.

§. 5. Das Rechtsverhältniß zwischen dem Berechtigten und dem Ver­
pflichteten bestimmt sich nach den Vorschriften des §. 497 Abs. 1 und der 
§§. 498 bis 502 des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

Dritten gegenüber hat das Wiederkaufsrecht die Wirkung einer Vor­
merkung zur Sicherung des durch die Ausübung des Rechtes entstehmdm 
Anspruchs auf Uebertragung des Eigenthums.

6. Das Wiederkaufsrecht kann nur bis zum Ablaufe von drei 
Monaten nach dem Zeitpunkt ausgeübt werden, in welchem der Berechtigte 
von dem Eintritte des zum Wiederkaufe berechtigenden Falles Kenntniß 
erhält. Ist für die Ausübung eine Frist bestimmt, so tritt diese an die Stelle 
der gesetzlichen Frist.

§. 7. Gelangt das Rentengut in das Eigenthum eines Dritten, so 
kann der neue Eigenthümer die Zustimmung zur Eintragung des Berechtigten 
als Eigenthümer und die Herausgabe des Rentenguts verweigern, bis ihm 
der Wiederkaufspreis soweit ausgezahlt wird, als er oder sein Rechtsvor- 
gängcr für den Erwerb des Rentenguls Aufwendungen gemacht hat. Erlangt 
der Berechtigte die Eintragung als Eigenthümer, so kann der bisherige Eigen­
thümer von ihm die Erstattung der für den Erwerb des Rentenguts gemachten 
Aufwendungen bis zur Höhe des Wiederkaufspreises gegen Herausgabe des 
Rentepguts fordern.

§. 8. Soweit der Berechtigte nach §. 7 den Dritten zu entschädigen 
hat, wird er von der Verpflichtung zur Zahlung des aus dem Wiederkaufe 
geschuldeten Kaufpreises frei.

§. 9. Verliert der neue Eigenthümer in Folge der Geltendmachung 
des Wiederkaufsrechts das Eigenthum, so wird er, soweit die für den Erwerb 
des Rentenguts von ihm geschuldete Gegenleistung noch nicht berechtigt ist, 
von seiner Verpflichtung- frei; die für den Erwerb bereits gemachten Auf­
wendungen kann er soweit zurückfordern, als sie durch den an ihn gezahlten 
Wiederkaufspreis nicht gedeckt sind.
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§. 10. Ein zu Gunsten des jeweiligen Eigenthümers eines Grundstücks 
bestehendes Wiederkaufsrecht kann nicht von dem Eigenthum an diesem Grund­
stücke getrennt werden.

Ein zu Gunsten einer bestimmten Person bestehendes Wiederkaufsrecht 
kann nicht mit dem Eigenthum an einem Grundstücke verbunden werden.

§. 11. Ist der Berechtigte unbekannt, so kann er im Wege des Auf­
gebotsverfahrens mit seinem Rechte ausgeschlossen werden, wenn die im 
§. 1170 des Bürgerlichen Gesetzbuchs für die Ausschließung eines Hypotheken­
gläubigers bestimmten Voraussetzungen vorliegen. Mit der Erlassung des 
Ausschlußurtheils erlischt das Wiederkaufsrecht.

Auf ein Wiederkaufsrecht, das zu Gunsten des jeweiligen Eigenthümers 
eines Grundstücks besteht, finden diese Vorschriften keine Anwendung.

Beschränkung der Reallasten.
Artikel 30.

Im linksrheinischen Theile der Rheinprovinz, im Kreise Herzogthum 
Lauenburg und auf der Insel Helgoland treten folgende Vorschriften in 
Kraft:

Mit Ausnahme fester Geldrenten können beständige Abgaben 
und Leistungen einem Grundstücke als Reallasten nicht auferlegt 
werden.

Eine neu auferlegte Geldrente ist der Eigenthümer nach vor­
gängiger sechsmonatiger Kündigung mit dem zwanzigfachen Betrag 
abzulösen berechtigt, sofern nicht ein Anderes bestimmt ist. Es kann 
jedoch vertragsmäßig die Kündigung nur während eines bestimmten 
Zeitraums, welcher dreißig Jahre nicht übersteigen darf, ausge­
schlossen und ein höherer Ablösungsbetrag als der fünfundzwanzigfache 
Betrag der Rente nicht festgesetzt werden.

Vertragsmäßige Bestimmungen, welche diesen Vorschriften zuwider­
laufen, sind unwirksam, unbeschadet der Rechtsverbindlichkeit des 
sonstigen Inhalts eines solchen Vertrags.

Die Vorschriften über Rentengüter bleiben unberührt.

Bertheilung von Reallasten.
Artikel 31.

Die Vorschriften, nach welchen im Falle der Theilung eines mit einer 
Reallast belasteten Grundstücks die Reallast auf die einzelnen Theile des 
Grundstücks vertheilt wird, bleiben in Kraft. Die Vertheilung ist bei der 
Auseinandersetzungsbehörde zu beantragen.

Kündigungsrecht bei Hypotheken und Grundschulden.
Artikel 32.

In dem bisherigen Geltungsbereiche des Rheinischen Rechtes, in der 
Provinz Hannover, in dem Kreise Herzogthum Lauenburg und auf der Insel 
Helgoland treten folgende Vorschriften in Kraft:
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Bei Hypothekenforderungen und Grundschulden kann das Kündi--
gungsrecht des Eigenthümers nur soweit ausgeschlossen werden, daß. 
der Eigenthümer nach dreißig Jahren unter Einhaltung einer sechs­
monatigen Frist kündigen kann.

Kapitalien, die auf einem Grundstück oder einer Gerechtigkeit an­
gelegt sind und bisher seitens des Schuldners unkündbar waren,, 
können nach dem Ablaufe von dreißig Jahren seit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes von dem Eigenthümer unter Einhaltung einer sechs­
monatigen Frist gekündigt werden.

Diese Vorschriften finden auf die von einer öffentlichen Behörde­
oder einem öffentlichen Beamten verwalteten Kreditanstalten keine-
Anwendung.

Bestehende Hypotheken.
Artikel 33.

§. 1. Eine zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt an-- 
zusehen ist, bestehende Hypothek gilt von dieser Zeit an als eine Hypothek^ 
für welche die Ertheilung des Hypothekenbriefs nicht ausgeschlossen ist, wenn 
über sie nach den geltenden Vorschriften ein Hypothekenbrief gebildet oder zu 
bilden ist. Ein vor der bezeichneten Zeit gebildeter Hypothekenbrief gilt als 
Hypothekenbrief im Sinne der Reichsgesetze.

Die Vorschriften des Abs. 1 finden auf Kautionshypotheken keine An­
wendung.

§. 2. Im ursprünglichen Geltungsbereiche der Grundbuchordnung vom 
5. Mai 1872 steht ein vor deren Inkrafttreten gebildetes Hypotheken-Jnstru-- 
ment einem nach dem Inkrafttreten gebildeten Hypothekenbriefe gleich.

In den übrigen Landestheilen erfolgt die Ertheilung eines Hypotheken-- 
briefs kostenfrei, wenn sie vor der Zeit, zu welcher das Grundbuch als an-- 
gelegt anzusehen ist, nach den geltenden Vorschriften beantragt wird.

§. 3. Ist eine Hypothek, auf welche die Vorschriften des §. 42 des- 
Gesetzes über das Grundbuchwesen in dem Bezirke des Appellationsgerichts 
zu Cassel rc. vom 29. Mai 1873 (Gesetz-Samml. S. 273) Anwendung finden,, 
zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzusehen ist, noch nicht 
nach §. 43 desselben Gesetzes umgewandelt, so gilt sie von dieser Zeit an als- 
Sicherungshypothek, auch wenn der Betrag der Forderung, für die sie besteht,, 
bestimmt ist.

§. 4. Die nach den Vorschriften des Rheinischen Bürgerlichen Gesetz­
buchs begründeten Privilegien und Hypotheken, die zu der Zeit, zu welcher- 
das Grundbuch als angelegt anzusehen ist, nicht durch Einschreibung im 
Hypothekenregister oder durch Eintragung im Grundbuche wirksam geworden 
sind, verwandeln sich in Ansprüche auf Bestellung einer Sicherungshypothek, 
soweit nicht im Artikel 55 §. 9 ein Anderes bestimmt ist. Gerichtliche Hypo­
theken dieser Art erlöschen, unbeschadet der dem Gläubiger auf Grund eines 
vollstreckbaren Titels nach den reichsgesetzlichen Vorschriften zustehendm Be­
fugnisse.
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Privilegien und Hypotheken an Niehbrauchsrechten verwandeln sich, wenn 
-sie zu der im Abs. 1 bezeichneten Zeit wirksam geworden sind, in Pfandrechte 
an dem Nießbrauch, anderenfalls in Ansprüche auf Bestellung eines Pfand­
rechts; die Vorschriften des Abs. 1 finden entsprechende Anwendung.

Bestehende Grundschulden.
Artikel 34.

Wird im Falle der Blankoabtretung einer Grundschuld die durch einen 
Namen ausgefüllte Abtretungserklärung vor dem Inkrafttreten des Bürger­
lichen Gesetzbuchs behufs Sicherstellung der Zeit der Ausfüllung einem Amts­
gerichte vorgelegt, so hat das Gericht die Bescheinigung auf der Urkunde 
gebühren- und stempelfrei zu ertheilen.

Uebertragnng von Vorschriften auf Rentenschulden.
Artikel 35.

Die neben dem Bürgerlichen Gesetzbuch in Kraft bleibenden Vor­
schriften, die sich auf Hypotheken und Grundschulden beziehen, finden auf 
Rentenschulden entsprechende Anwendung.

Auseinandersetzungen.
Artikel 36.

In dem vormaligen Herzogthume Nassau tritt das Gesetz, betreffend die 
Berichtigung des Grundsteuerkatasters und der Grundbücher bei Auseinander­
setzungen vor Bestätigung des Rezesses vom 26. Juni 1875 (Gesetz-Samml. 
S. 235) mit dem Zeitpunkt, in welchem das Grundbuch für einen Bezirk 
als angelegt anzusehen ist, für den Bezirk in Kraft.

Bei Güterkonsolidationen und Auseinandersetzungen finden die Vor­
schriften des §. 25 Abs. 2 der Verordnung, betreffend die Ablösung der 
Servituten rc. für das vormalige Kurfürstenthum Hessen, vom 13. Mai 1867 
(Gesetz-Samml. S. 716) entsprechende Anwendung.

Bergrecht.
Artikel 37.

Das Allgemeine Berggesetz vom 24. Juni 1865 (Gesetz-Samml. S. 705) 
wird dahin geändert:

I. An die Stelle des §. 50 tritt folgende Vorschrift:
Für das durch die Verleihungsurkundc begründete oder durch 

Konsolidation, Theilung von Grybenseldern oder Austausch von 
Feldestheilen erworbene Bergwerkseigmthum gelten die sich auf 
Grundstücke beziehenden Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 
soweit nicht aus diesem Gesetze sich ein Anderes ergiebt.

Mit der gleichen Beschränkung finden die für den Erwerb des 
Eigenthums und die Ansprüche aus dem Eigenthum an Grund­
stücken geltenden Vorschriften auf das Bergwerkseigenthum ent­
sprechende Anwendung.

II. Die §§. 52, 53 werden aufgehoben.
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m. Der §. 60 Abs. 3 erhält folgende Fassung:
Der Hülfsbau gilt als Bestandtheil des berechtigten Berg­

werks oder, wenn die Eigenthümer mehrerer Bergwerke sich zur 
gemeinschaftlichen Anlage eines Hülfsbaues vereinigt und keine 
anderweitige Vereinbarung getroffen haben, als Bestandtheil der 
berechttgten Bergwerke. Er bedarf, wenn der Hülfsbauberechtigte 
dm Besitz erlangt hat, zur Wirksamkeit gegenüber dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung in das Grundbuch.

IV. Im §. 85 a Abs. 4 werden
1. im Satz 1 die Worte: „der Vater oder Vormund" ersetzt 

durch die Worte:
„der gesetzliche Vertreter",

2. im Satz 2 die Worte: „des Vaters oder Vormundes" ersetzt 
durch die Worte:

„des gesetzlichen Vertreters".
V. Im §. 85b werden

1. im Satz 4 die Worte: „an den Vater oder Vornnlnd, sofern 
diese es verlangen" ersetzt durch die Worte:

„an den gesetzlichen Vertreter, sofern dieser es verlangt", 
2. im Satz 5 die Worte: „an die Mutter" ersetzt durch die Worte:

„an die zur gesetzlichen Vertretung nicht berechtigte Mutter".
VI. Im §. 85c treten an die Stelle des Satz 2 folgende Vorschriften:

Die Ausstellung erfolgt auf Antrag oder mit Zustimmung 
des gesetzlichen Vertreters; ist die Erklärung des gesetzlichen Ver­
treters nicht zu beschaffen oder verweigert er die Zustimmung ohne 
genügmden Grund und zum Nachtheile des Arbeiters, so kann 
die Gemeindebehörde die Zustimmung ergänzen.

VH. Im §. 85e Abs. 1 werden die Worte: „seines Vaters oder Vormundes" 
ersetzt durch die Worte:

„seines gesetzlichen Vertreters".
VHI. Im §. 85h werden die Worte: „des Minderjährigen, seines Vaters 

oder Vormundes" ersetzt durch die Worte:
„des Minderjährigen oder seines gesetzlichen Vertreters".

IX. Der §. 101 Abs. 3 erhält folgende Fassung:
Die Kuxe sind untheilbar. Sie gehören zum beweglichen 

Vermögen.
X. Der §. 128 erhält folgende Fassung:

Soweit der gegenwärtige Titel nichts Anderes bestimmt, sind 
die durch die Bestellung eines ^Repräsentanten oder Gruben­
vorstandes entstehenden Rechtsverhältnisse nach den allgemeinen 
Vorschriften über die Vollmacht und den Auftrag zu beurtheilen. 

XI. Der §. 228 Abs. 2 wird gestrichen.
XU. An die Stelle des §. 231 treten folgende Vorschriften:

Für die Kuxe gelten die sich auf Grundstücke beziehenden Vor­
schriften des Bürgerlichen /Gesetzbuchs, soweit nicht ein Anderes 
bestimmt ist.

Ausf.- Ges. z. B.G.B. 2
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Die für den Erwerb des Eigenthums und die Ansprüche aus 
dem Eigenthum an Grundstücken geltenden Vorschriften finben auf 
die Kuxe entsprechende Anwendung.

XIII. Im §. 235 a Abs. 1 werden die Worte: „die Eigenschaft der beweg­
lichen Sachen haben" ersetzt durch die Worte:

„zum beweglichen Vermögen gehören".
XIV. Der §. 240 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

Der Beschluß ist gerichtlich oder notariell aufzunehmen.

Artikel 38.

In denr Gesetze, betreffend die Rechtsverhältnisse des Stein- und Braun­
kohlen-Bergbaues in den Landestheilen, in welchen das Kurfürstlich Sächsische 
Mandat vom 19. August 1743 Gesetzeskraft hat, vom 22. Februar 1869 
(Gesetz-Samml. S. 401) treten an die Stelle der §§. 2 bis 8 folgende 
Vorschriften:

§• 2.
Das Recht zum Stein- oder Braunkohlen-Bergbau kann von dem 

Eigenthum an dem Grundstück, in welchen: die Stein- oder Braun­
kohlen anstehen, abgetrennt und als selbständige Gerechtigkeit für den 
Grundeigenthümer oder für einen Dritten bestellt werden.

8-3.
Zur Bestellung einer selbständigen Kohlenabbau-Gerechtigkeit für 

den Grundeigenthümer ist deffen Erklärung gegenüber dem Grundbuch­
amte, daß die Gerechtigkeit für ihn in das Grundbuch eingetragen 
werden soll, und die Eintragung erforderlich; die Vorschrift des §. 878 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet Anwendung.

Zur Bestellung der selbständigen Kohlenabbau-Gerechtigkeit für 
einen Dritten ist die Einigung des Grundeigenthümers und des Er­
werbers über die Bestellung der Gerechtigkeit und die Eintragung 
im Grundbuch erforderlich; die Einigung muß bei gleichzeitiger An­
wesenheit beider Theile vor dem Grundbuchamt erklärt werden.

8-4.
Die Eintragung der selbständigen Gerechtigkeit in das Grundbuch 

soll nur erfolgen, wenn dem Grundbuchamt ein Situationsriß vor­
gelegt wird; auf den Situationsriß finden die Vorschriften des §. 17 
des Allgemeinen Berggesetzes vom 24. Juni 1865, mit Ausschluß der 
Bestimmung über die Angabe des Fundpunktes, Anwendung.

8-5.
Für die nach §. 1 bestehenden und die später vom Grundeigenthum 

abgetrennten Kohlenabbau-Gerechtigkeiten gelten die sich auf Grund­
stücke beziehenden Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

Die für den Erwerb des Eigenthums und die Ansprüche aus dem 
Eigenthum an Grundstücken geltenden Vorschriften finden entsprechende 
Anwendung.
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8- 6.
Die Vorschriften über die Ertheilung von Unschädlichkeitszeugnifsen 

finden mit der Maßgabe Anwendung, daß das Zeugniß auch dann 
ertheilt werden darf,, wenn die vorhandenen Eintragungen im Grund­
buche nach Abtrennung der Kohlenabbau-Gerechtigkeit noch innerhalb 
der ersten zwei Drittel des Werthes ländlicher oder der ersten Hälfte 
des Werthes städtischer Grundstücke versichert sind.

§• 7.
Eine Kohlenabbau-Gerechtigkeit darf nur dann einer anderen als 

Bestandtheil zugeschrieben oder mit ihr vereinigt werden, wenn die 
Gerechtigkeiten mit ihren Feldern an einander grenzen und zu einem 
einheitlichen Baue zusammengefaßt sind und wenn außerdem die auf 
den einzelnen Gerechtigkeiten haftenden Belastungen auf Grund einer 
die Rangordnung regelnden Einigung mit den Berechtigten auf das 
aus den Gerechtigkeiten gebildete Ganze übertragen werden.

§• 8.
Ist ein Kohlenfeld vollständig abgebaut, so kann die Kohlenabbau- 

Gerechtigkeit auf Antrag eines betheiligten Grundeigenthümers oder 
desjenigen, welchem ein Recht an dem Grundstücke zusteht, im Grund­
buche gelöscht werden.

Zur Begründung des Antrags ist ein Zeugniß der Bergbehörde 
darüber beizubringen, daß das Kohlenfcld gänzlich abgebaut ist und 
daß auf dem Felde Gebäude oder sonstige zur Grilbe gehörende 
unbewegliche Bestandtheile nicht mehr vorhanden sind. Vor der 
Ertheilung des Zeugnisses sind diejenigen, welchen ein Recht an der 
Gerechtigkeit zusteht, zu hören.

Auf Grund des Zeugnisses schließt das Grundbuchamt das für 
die Gerechtigkeit angelegte Blatt und löscht die auf diesem ein­
getragenen Rechte. Zur Löschung einer Hypothek, Grundschuld oder 
Rentenschuld ist die Vorlegung des Briefes nicht erforderlich; das 
Grundbuchamt hat den Besitzer des Briefes zur Vorlegung an­
zuhalten, um nachträglich die Löschung auf dem Briefe zu vermerken.

Selbständige Gerechtigkeiten.
Artikel 39.

§. 1. Für selbständige Gerechtigkeiten, mit Ausnahme der Kohlenabbau- 
Gerechtigkeiten in den vormals Königlich Sächsischen Landestheilen, gelten 
die sich auf Grundstücke beziehenden Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 
wenn die Gerechtigkeit ein Grundbuchblatt erhalten hat.

Unter der gleichen Voraussetzung finden die für den Erwerb des Eigen­
thums und die Ansprüche aus dem Eigenthum an Grundstücken geltenden 
Vorschriften auf eine solche Gerechtigkeit entsprechende Anwendung.

§. 2. Selbständige Gerechtigkeiten sind die Gerechtigkeiten, welche nach 
den bisherigen Gesetzen in Ansehung der Eintragung in die gerichtlichen 
Bücher und der Verpfändung den Grundstücken gleichstehen.
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Pfandleihgewerbe.
Artikel 40.

Das Gesetz, betreffend das Pfandleihgewerbe, vom 17. März 1881 
(Gesetz-Sammi. S. 265) wird dahin geändert:

I. Der §. 3 Abs. 2, 3 und der §. 9 Abs. 2 werden aufgehoben.
II. An die Stelle des §. 10 treten folgende Vorschriften:

§. io.
Der Verkauf des Pfandes ist im Wege öffentlicher Versteigerung 

zu bewirken.
Der Pfandleiher kann bei der Versteigerung mitbieten. Erhält 

er den Zuschlag, so ist der Kaufpreis als von ihm empfangen an­
zusehen.

§. 10a.
Hat das Pfand einen Börsen- oder Marktpreis, so kann der 

Pfandleiher den Verkauf aus freier Hand durch einen zu solchen 
Verkäufen öffentlich ermächtigten Handelsmäkler oder durch eine zur 
öffentlichen Versteigerung befugte Person zum laufenden Preise 
bewirken.

§. 10 b.
Gold- und Silbersachen dürfen nicht unter dem Gold- oder 

Silberwerthe zugeschlagen werden.
Wird ein genügendes Gebot nicht abgegeben, so kann der Ver­

kauf durch eine zur öffentlichen Versteigerung befugte Person aus 
freier Hand zu einem den Gold- oder Silberwerth erreichenden 
Preise erfolgen.

Eheschließung von Beamten «nd Geistliche«.
Artikel 41.

Die Vorschriften, nach welchen für Staatsbeamte und Geistliche zur 
Eingehung einer Ehe eine besondere Erlaubniß erforderlich ist, werden auf­
gehoben.

Eheschließung von Ausländern.
Artikel 42.

§. 1. Wollen Ausländer oder Ausländerinnen in Preußen eine Ehe 
eingehen, so haben sie ein Zeugniß der zuständigen Behörde des Staates, dem 
sie angehören, darüber beizubringen, daß der Behörde ein nach den Gesetzen 
dieses Staates bestehendes Ehehinderniß nicht bekannt geworden ist.

§. 2. Ausländer haben außerdem ein Zeugniß der zuständigen Behörde 
des Staates, dem sie angehören, darüber beizubringen, daß sie nach den 
Gesetzen dieses Staates ihre Staatsangehörigkeit nicht durch die Eheschließung 
verlieren, sondern auf ihre Ehefrau und ihre ehelichen oder durch die nach­
folgende Ehe legitimirten Kinder übertragen.

§. 3. Die nach den §§. 1, 2 erforderlichen Zeugnisse müssen von einem 
Konsul oder Gesandten des Reichs mit der Bescheinigung versehen sein, daß 
die das Zeugniß ausstellende Behörde für die Ausstellung zuständig ist.



Diese Vorschrift findet auf solche Zeugnisse keine Anwendung, welche 
nach den Bestimmungen der Staatsverträge über die Beglaubigung der von 
öffentlichen Behörden ausgestellten Urkunden keiner Beglaubigung bedürfen.

§. 4. Von der Vorschrift des §. 1 kann der Justizminister im einzelnen 
Falle, von der Vorschrift des §. 2 kann der Minister des Innern im einzelnen 
Falle oder für die Angehörigen eines ausländischen Staates im Allgemeinen 
Befteiung bewilligen.

§. 5. Die für die Eheschließung von Allsländern bisher geltenden 
landesgesetzlichen Vorschriften werden aufgehoben.

Güterstand bestehender Ehen.
Artikel 43.

Für den Güterstand der zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bestehenden Ehen treten, wenn die Ehegatten zu der bezeichneten 
Zeit in Preußen ihren Wohnsitz haben, von dieser Zeit an nach Maßgabe 
der Artikel 44 bis 63 an die Stelle der bisherigen Gesetze die Vorschriftm 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

Artikel 44.
§. 1. Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand nach dem All­

gemeinen Landrechte Theil II Titel 1 Abschnitt 5, so treten an die Stelle der 
bisherigen Gesetze die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über das 
gesetzliche Güterrecht.

Ist für eine Ehe die Verwaltung und der Nießbrauch des Mannes 
nach den Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 1 
§§. 980 bis 983, 999 ausgeschlossen, so treten an die Stelle der bisherigen 
Gesetze die für die Gütertrennung geltenden Vorschriften der §§. 1427 bis 1430 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

§. 2. Die Vorschriften über die Befugniß des überlebenden Ehegatten 
zur Uebernahme eines in die Landgüterrolle eingetragenen Landguts bleiben 
unberührt.

Das Gleiche gilt von den besonderen Vorschriften des Ostpreußischen 
Provinzialrechts über die erbrechtlichen Wirkungen des Güterstandes.

Artikel 45.
§. 1. Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand nach Märkischem 

Provinzialrechte, so treten an die Stelle der bisherigen Gesetze die Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs über das gesetzliche Güterrecht.

Die Vorschrift des Artikel 44 §. 1 Abs. 2 findet Anwendung.
§. 2. Für die erbrechtlichen Wirkungen des Güterstandes bleiben die 

bisherigen Gesetze mit den in den §§. 3 bis 5 bestimmten Aenderungen 
maßgebend.

§. 3. Bei der gesetzlichen Erbfolge kann der überlebende Ehegatte bis 
zum Ablaufe der im Bürgerlichen Gesetzbuche vorgeschriebenen Ausschlagungsfrist 
statt der Rechte, die ihm nach den bisherigen Gesetzen zustehen, die Erbfolge 
nach dem Bürgerlichen Gesetzbuche wählen.

Die Wahl erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte: die 
Erklärung ist in öffentlich beglaubigter Form abzugeben.



. §. 4. Das Nachlaßgericht hat dem überlebenden Ehegatten auf Antrag 
eines Miterben eine Frist zur Erklärung darüber zu bestimmen, ob er die 
statutarische Portion oder die Rücknahme des eigenen Vermögens wähle.

Die Frist soll mindestens einen Monat, höchstens drei Monate betragen. 
Sie beginnt mit der Zustellung des Beschlusses, durch den sie bestimmt wird. 
Sie endigt nicht vor dem Ablaufe der Ausschlagungsfrist.

Die Wahl ist nach Maßgabe des §. 3 Abs. 2 zu erklären. Erklärt sich 
der Ehegatte nicht vor dem Ablaufe der Frist, so geht das Wahlrecht auf 
die Miterben über. Der Ehegatte ist auf diese Folge in dem Beschlusse 
hinzuweiscn.

Die Fristbestimmung ist unwirksam, wenn der Ehegatte die im §. 3 
bezeichnete Erklärung rechtzeitig abgiebt.

§ . 5. Soweit der überlebende Ehegatte die ihm nach den bisherigen 
Gesetzen zustehenden Rechte auch gegenüber einer von dem verstorbenen Ehegatten 
getroffenen Verfügung von Todeswegen geltend machen kann, finden die Vor­
schriften des §. 4 Abs. 1 bis 3 entsprechende Anwendung.

Artikel 46.
§ . 1. Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand der allgemeinen 

Gütergemeinschaft nach dem Allgemeinen Landrechte, so treten an die Stelle 
der bisherigen Ge^tze die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die 
allgemeine Gütergemeinschaft.

Tritt für die Ehe nach den Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts 
Theil II Titel 18 §§. 782 ff. der bezeichnete Güterstand erst zu einer späteren 
Zeit ein, so gilt die Vorschrift des Abs. 1 von dieser Zeit an.

§ . 2. Die Vorschriften des Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 1 
§§. 379, 386, 392 bis 395, 420 bleiben mit folgenden Maßgaben in Kraft:

1. Auf die im §. 379 bezeichneten Verfügungen finden die Vorschriften 
Anwendung, welche für die in den §§. 1444, 1445 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bezeichneten Rechtsgeschäfte gelten.

2. Wird die Gütergemeinschaft auf Grund des §. 420 aufgehoben, so 
gilt für die Zukunft Gütertrennung.

§. 3. Die Vorschriften über die Befugniß des überlebenden Ehegatten 
zur Uebernahme eines in die Landgüterrolle eingetragenen Landguts oder 
eines Anerbenguts bleiben unberührt.

§. 4. Fortgesetzte Gütergemeinschaft tritt nur ein, wenn sie durch Ehe­
vertrag vereinbart ist.

Artikel 47.
§. 1. Für eine Ehe, für welche der gesetzliche Güterstand der allgemeinen 

Gütergemeinschaft nach dem Gesetze, betreffend das eheliche Güterrecht in der 
Provinz Westfalen und in den Kreisen Rees, Effen und Duisburg, vom 
16. April 1860 (Gesetz-Samml. S. 165) besteht, bleiben die Vorschriften des 
genannten Gesetzes mit den in den §§. 2 bis 7 bestimmten Aenderungen 
in Kraft.

§. 2. Soweit für die Ehe bisher die Vorschriften des Allgemeinen 
Landrechts über die allgemeine Gütergemeinschaft gelten, treten an deren Stelle
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nach Maßgabe des Artikel 46 §§. 1 bis 3 die Vorschriften des Bürgerlichen
Gesetzbuchs.

Die Bestimmungen, welche für die im §. 1446 des Bürgerlichen Gesetz­
buchs bezeichneten Rechtsgeschäfte gelten, finden auf Verfügungen Anwendung, 
zu welchm der Mann der Zustimmung der Frau bedarf.

§. 3. An die Stelle des §. 4 des Gesetzes vom 16. April 1860 treten 
folgende Vorschriften:

Das Verwaltungs- und Verfügungsrecht des Mannes ruht und 
wird durch die. Frau ausgeübt:
1. wenn der Mann entmündigt ist; die Befugniß kann der Frau 

von dem Vormundschaftsgerichte schon vor dem Eintritte der 
Wirksamkeit der Entmündigung übertragen werden;

2. wenn der Mann nach Z. 1910 des. Bürgerlichen Gesetzbuchs zur 
Besorgung seiner Vermögensangelegenheiten einen Pfleger erhalten 
hat oder wenn für den Mann ein Abwesenheitspsleger bestellt ist. 
Die Befugniß der Frau beginnt erst, sobald sie ihr auf ihrm 
Antrag von dem Vormundschaftsgericht ertheilt ivorden ist.

§ . 4. An die Stelle des §. 7 Abs. 5 des Gesetzes vom 16. April 1860 
tritt folgende Vorschrift:

Bei der Auseinandersetzung zwischen dem überlebenden Ehegatten 
und den Erben des Verstorbenen finden die die Schichtung betreffen­
den Bestimmungen des §. 17 mit Ausnahme der den Kindern in den 
Fällen des §. 14 Nr. 2 bis 8 beigelegten Befugniß gleichfalls An­
wendung.

§ . 5. An die Stelle des §. 12 Abs. 1 des Gesetzes vom 16. April 1860 
tritt folgende Vorschrift:

Auf die Haftung der überlebenden Ehefrau gegenüber denjenigen 
Gläubigern der bisherigen Gemeinschaft, welchen sic nicht aus be­
sonderen Gründen persönlich haftet, finden die für die Haftung des 
Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten geltenden Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung; an die Stelle 
des Nachlaffes tritt das bei dem Tode des Mannes vorhanden ge­
wesene gemeinschaftliche Vermögen.

§ . 6. An die Stelle der §§. 14, 15 des Gesetzes vom 16. April 1860 
treten folgende Vorschriften:

§• 14.
Ein antheilsberechtigter Abkömmling kann gegen den überlebenden 

Ehegatten auf Schichtung klagen:
1. wenn der überlebende Ehegatte eine neue Ehe cingeht;
2. wenn der überlebende Ehegatte entmündigt ist;
3. wenn für den überlebenden Ehegatten ein Abwesenheitspfleger 

bestellt ist;
4. wenn der überlebende Ehegatte die elterliche Gewalt über den 

Abkömmling verwirkt hat oder, falls sie ihm zugestanden hätte, 
verwirft haben würde;



5. wenn der überlebende Ehegatte ein Rechtsgeschäft, welches der Zu­
stimmung der übrigen Antheilsberechtigten bedarf, ohne Zustimmung 
des Abkömmlinges vorgenommen hat und für die Zukunft eine 
erhebliche Gefährdung des Abkömmlinges zu besorgm ist;

6. wenn der überlebende Ehegatte das gemeinschaftliche Vermögen 
in der Absicht, den Abkömmling zu benachtheiligen, vermindert hat;

7. wenn der überlebende Ehegatte seine Verpflichtung, dem Abkömm­
ling Unterhalt zu gewähren, verletzt hat und für die Zukunft eine
erhebliche Gefährdung des Unterhalts zu besorgen ist;

8. wenn der überlebende Ehegatte das gemeinschaftliche Vermögen 
durch Verschwendung erheblich gefährdet;

9. wenn der verstorbene Ehegatte die Schichtung letztwillig ange­
ordnet hat.
In den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 5, 6, 8, 9 steht das 

Klagerecht auch dem hinterlassenen Ehegatten eines antheilsberechtigten 
Abkömmlinges zu, wenn er nach §. 16 an die Stelle des Abkömm- 
linqes tritt.

§• 15.
Bei der Schichtung wird der den Antheilsberechtigten gemäß §. 7 

gebührende Antheil an dem in die fortgesetzte Gütergemeinschaft ge­
fallenen Vermögen festgesetzt:
1. im Falle des §. 14 Nr. 1 nach dem Vermögensstande zur Zeit der 

Wiederverheirathung, sofern nicht die Schichtung vorher stattsindet;
2. im Falle des §. 14 Nr. 2 nach dem Vermögensstande bei dem 

Eintritte der Wirksamkeit der Entmündigung;
3. im Falle des §. 14 Nr. 9 nach dem Vermögensstande bei dem 

Tode des verstorbenen Ehegatten;
4. in den übrigen Fällen nach dem Vermögensstande zur Zeit der

Schichtung.
Wird jedoch die Verpflichtung zur Schichtung durch Urthxil aus­

gesprochen, so erfolgt die Schichtung auf Verlangen der Antheilsbe­
rechtigten nach dem Vermögensstande zur Zeit der Erhebung der Klage 
auf Schichtung.

Jedes Kind muß bei der Schichtung sowohl dem überlebenden 
Ehegatten als auch den Geschwistern gegenüber das Vorempfangene 
nach den für die Ausgleichung unter Abkömmlingen geltenden Vor­
schriften zur Ausgleichung bringen.

§. 7. An die Stelle des §. 17 Abs. 2 des Gesetzes vom 16. April 1860 
tritt folgende Vorschrift:

In den Fällen des §. 14 Abs. 1 Nr. 2 bis 8 geht die dem über­
lebenden Ehegatten beigelegte Befugniß auf die Kinder der aufgelösten 
Ehe über.

Artikel 48.
§. 1. Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand des gemeinen 

Dotalrechts, so treten an die Stelle der bisherigen Gesetze die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs über das gesetzliche Güterrecht.



§. 2. Das Vermögen, welches als Heirathsgut bestellt oder von der 
Frau der Verwaltung des Mannes ohne Vorbehalt überlassen ist, wird ein­
gebrachtes Gut, das sonstige Vermögen dec Frau wird Vorbehaltsgut der Frau.

Die Ansprüche Dritter auf Herausgabe des Heirathsguts bleiben un­
berührt.

§ 3. Bestimmt sich der Güterstand einer Ehe bisher nach dem im Lande 
Wurstm geltenden Rechte, so tritt mit der Geburt eines Kindes allgemeine 
Gütergemeinschaft nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs ein.

Die Vorschriften des Artikel 50 §. 2 Abs. 2 und des Artikel 51 §. 2 
finden Anwendung.

Artikel 49.
§. 1. Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand nach dem in der 

Provinz Schleswig-Holstein geltenden Sächsischen oder Lübischen, nach dem 
im vormals Schauenburgischen Antheile Holsteins geltenden Rechte, nach den 
in den Städten Otterndorf, Stade mit Brunshausen, Buxtehude oder der 
Altstadt Celle geltenden Vorschriften oder nach der Schaumburgischen Polizei­
ordnung von 1615, so treten an die Stelle der bisherigen Gesetze die Vor­
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über das gesetzliche Güterrecht.

§ 2. Die Vorschriften des Artikel 45 §§. 2, 3, finden entsprechende 
Anwendung. Das Gleiche gilt, wenn bisher das im vormals Schauenburgi­
schen Antheile Holsteins geltende Recht maßgebend ist, von den Vorschriften 
des Artikel 45 §§. 4, 5.

§. 3. Die Vorschrift des Artikel 45 §. 3 findet auch Anwendung, wenn 
eine Ehe mit dem gesetzlichen Güterstande der Neumünsterschen Kirchspiel­
gebräuche vor dem Ablaufe der für den Eintritt der Gütergemeinschaft maß­
gebenden Frist durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöst wird.

Artikel 50.
§. 1. Für eine Ehe mit dem gesetzlichen Güterstande des in der Provinz 

Pommern geltenden Lübischen Rechtes treten an die Stelle der bisherigen 
Gesetze, wenn nach diesen zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetz­
buchs keine Gütergemeinschaft besteht, die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz­
buchs über das gesetzliche Güterrecht, anderenfalls die Vorschriften des Bürger­
lichen Gesetzbuchs über die allgemeine Gütergemeinschaft.

§. 2. Gilt für die Ehe nach §. 1 das gesetzliche Güterrecht des Bürger­
lichen Gesetzbuchs, so tritt mit der Geburt eines Kindes, sofern nach den 
bisherigen Gesetzen Gütergemeinschaft eingetreten sein würde, allgemeine 
Gütergemeinschaft nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs ein.

Inwieweit das Vermögen der Frau Vorbehaltsgut wird und inwieweit 
die Verbindlichkeiten der Frau Gesammtgutsverbindlichkeiten werden, bestimmt 
sich nach den Vorschriften, welche gelten würden, wenn die allgemeine Güter­
gemeinschaft schon mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs ein­
getreten wäre.

§. 3. Die Vorschriften der Statuten der Stadt Stolp über die Rechte, 
welche der Frau im Falle der Unzulänglichkeit des Vermögens der Ehegatten 
zustehen (§. 58 des Statutarrechts der Städte des Herzogthums Alt-Vor- und 
Hinterpommern), bleiben in Kraft.



§. 4. Wird eine Ehe, für die nach §. 1 das gesetzliche Güterrecht des
Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt, durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöst, so 
finden die Vorschriften des Artikel 45 §§. 2, 3 Anwendung. Sind für den 
Güterstand der Ehe bisher die für die Städte Anklam und Treptow an der
Tollense geltenden Vorschriften inaßgebend, so finden, wenn bei dem Tode 
eines Ehegatten ein gemeinschaftlicher Abkömmling vorhanden ist, auch die 
Vorschriften des Artikel 45 §§. 4, 5 entsprechende Anwendung.

Wird eine Ehe, für die bisher der gesetzliche Güterstand des in Ncu- 
vorpommern und Rügen geltenden Lübischen Rechtes bestanden hat und nach 
§. 1 oder §. 2 die allgemeine Gütergemeinschaft des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
eingetreten ist, durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöst, so erfolgt die 
Theilung des Gesammtguts nach den bisherigen Gesetzen.

Soweit nach dem bisherigen Rechte der Ehemann befugt ist, für den 
Fall, daß die Ehe durch seinen Tod aufgelöst wird, die Fortsetzung der 
Gütergemeinschaft durch lctztwillige Verfügung auszuschliefien, bleibt diese 
Befugnih unberührt.

§. 5. Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand der allgemeinen 
Gütergemeinschaft nach der Bauerordnung vom 16. Mai 1616 oder der Bauer­
ordnung vom 30. Dezember 1764 oder nach den Statuten der Städte Stettin, 
Pölitz, Pyritz, Alt-Damm oder Garz an der Oder, so treten an die Stelle 
der bisherigen Gesetze die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die 
allgemeine Gütergemeinschaft.

§. 6. Im Falle der Auflösung der Ehe durch den Tod eines der Ehe­
gatten findet, wenn für die Ehe bisher die Bauerordnung vom 16. Mai 1616 
galt, die Vorschrift des §. 4 Abs. 2 Anwendung.

Galt für die Ehe bisher die Bauerordnung voin 30. Dezember 1764 
und ist bei dem Tode eines Ehegatten ein gemeinschaftlicher Abkömmling 
nicht vorhanden, so wird die Gütergemeinschaft zwischen dem überlebenden 
Ehegatten und den anderen Erben des verstorbenen Ehegatten fortgesetzt. 
Die Vorschriften der §§. 1483 bis 1518 des Bürgerlichen Gesetzbuchs finden 
entsprechende Anwendung; an die Stelle der antheilsberechtigten Abkömmlinge 
treten die anderen Erben.

Galten für die Ehe bisher die Statuten der Städte Stettin ober Pölitz 
und ist bei dem Tode eines Ehegatten ein gemeinschaftlicher Abkömmling nicht 
vorhanden, so finden die Vorschriften des Artikel 45 §§. 2, 3 Anwendung.

§. 7. Soweit für die in den §§. 1, 5 bezeichneten Ehen bisher die 
Vorschriften des Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 1 §§. 379, 386, 392 
bis 395, 420 und Titel 18 §§. 782 ff. gelten, finden die Vorschriften des 
Artikel 46 §. 1 Abs. 2, §. 2 Anwendung.

Artikel 51.
§. 1. Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand der allgemeinen 

Gütergemeinschaft nach einem der Rechte, welche in den Provinzen Schleswig- 
Holstein, Hannover, Hessen-Nassau und in den Hohenzollernschen Landen 
gelten, so treten an die Stelle der bisherigen Gesetze die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs über die allgemeine Gütergemeinschaft.
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Ist für eine Ehe mit dem gesetzlichen Güterstande der Neumünsterschen
Kirchspielgebräuche die für den Eintritt der Gütergemeinschaft bisher maß­
gebende Frist zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuchs noch 
nicht abgelaufen, so gilt die Vorschrift des Abs. 1 von dem Ablaufe der
Frist an.

§. 2. Wird die Ehe durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöst und 
ist ein gemeinschaftlicher Abkömmling nicht vorhanden, so finden die Vor­
schriften des Artikel 45 §§. 2, 3 Anwendung.

§. 3. Ist für den Güterstand bisher ein in der Provinz Schleswig-Holstein 
geltendes Recht maßgebend, so kann jeder Ehegatte für den Fall, daß die 
Ehe durch seinen Tod aufgelöst wird, die Fortsetzung der Gütergemeinschaft 
durch letztwillige Verfügung ausschließen. Die Vorschrift des §. 1509 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs findet keine Anwendung.

§. 4. Sind in einer Ehe, deren Güterstand sich nach Fuldischem oder 
Würzburgischem Rechte bestimmt, vereinkindschaftete Kinder aus einer früheren 
Ehe vorhanden, so finden die Vorschriften der §§. 1437 bis 1467, 1473 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs Anwendung. Wird die Ehe durch den Tod des 
Ehegatten der früheren Ehe aufgelöst, so gelten nach der Abschichtung der 
vereinkindschafteten Kinder für das Verhältniß zwischen dem überlebenden Ehe­
gatten und seinen Abkömmlingen die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
über die fortgesetzte Gütergemeinschaft.

Im Uebrigen bleiben die bisherigen Gesetze, insbesondere in Ansehung 
der Rechte der vereinkindschafteten Kinder, maßgebend.

§. 5. Gilt für die Ehe bisher Hechinger Recht, so bestimmt sich nach 
der Beendigung der Gütergemeinschaft der Anspruch der Ehegatten auf das 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs zugebrachte Gut nach den 
bisherigen Gesetzen, es sei denn, daß die Ehegatten geschieden sind und einer 
von ihnen allein für schuldig erklärt ober die Scheidung wegen Geistes­
krankheit erfolgt ist.

Artikel 52.
§. 1. Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand der Errungenschafts­

gemeinschaft nach einem der Rechte, welche in dem zum Oberlandesgerichts­
bezirke Frankfurt a. M. gehörenden Theile der Rheinprovinz oder in den 
Provinzen Schleswig-Holstein und Hessen-Nassau gelten, so treten, unbeschadet 
der Vorschriften des Artikel 53, an die Stelle der bisherigen Gesetze die Vor­
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Errungenschaftsgemeinschaft.

§. 2. Das errungenschaftliche Vermögen der Ehegatten wird Gesammtgut, 
auch soweit es nach den bisherigen Gesetzen nicht gemeinschaftliches Vermögen 
der Ehegatten ist.

§. 3. Bestimmt sich der Güterstand bisher nach dem Würzburgischen 
Rechte, so tritt mit der Geburt eines Kindes allgemeine Gütergemeinschaft 
nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs ein. Die Vorschriften des 
Artikel 50 §. 2 Abs. 2 und des Artikel 51 §. 2 finden Anwendung.

Das Gleiche gilt für eine Ehe, deren Güterstand sich bisher nach dem 
Nordstrander Landrechte bestimmt. In diesem Falle findet auch die Vorschrift 
des Artikel 51 §. 3 Anwendung.



§. 4. Die Vorschriften des Mainzer Landrechts, nach welchem bei der 
Auseinandersetzung der Ehemann zu zwei Dritteln, die Ehefrau zu einem 
Drittel an dem Ueberschuffe des Gesammtguts Theil nimmt, bleiben in Kraft.

Das Gleiche gilt, soweit im Geltungsbereiche der Nafsau-Katzeneln- 
bogenschen Landesordnung eine Theilung nach diesem Maßstabe gewohnheits­
rechtlich hergebracht ist.

§. 5. Die Vorschriften des Artikel 45 §§. 2, 3 finden Anwendung. 
Im Sinne dieser Vorschriften sind die Rechte, welche nach dm im Gebiete der 
vormals freien Stadt Frankfurt geltenden Gesetzen dem überlebenden Ehe­
gatten an dem Nachlasse des verstorbenen zustehen, als erbrechtliche Wirkung 
des Güterstandes anzusehen.

Artikel 53.
§. 1. Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand der Errungen­

schaftsgemeinschaft nach Althessischem oder dem in den vormals Kurhessischm 
Gebietstheilen des Oberlandesgerichtsbezirkes Cassel geltenden Solmser oder 
Mainzer Rechte, so treten an die Stelle der bisherigen Gesetze die Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs über das gesetzliche Güterrecht.

§. 2. Das Vermögen, welches die Ehefrau vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs während der Ehe erworben hat, wird ein­
gebrachtes Glik.

§. 3. Endigt die Verwaltung und Nutznießung des Mannes auf andere 
Weise als durch Ehevertrag, so kann jeder Ehegatte von dem anderen nach 
Maßgabe der bisherigen Gesetze Ausgleichung des Ehegewinns verlangen, 
wie wenn die im §. 1 bestimmte Aenderung des Güterstandes nicht ein­
getreten wäre. Der Anspruch ist nicht übertragbar. Er verjährt in einem 
Jahre; die Vorschrift des §. 204 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet 
keine Anwendung.

§. 4. Bestimmt sich der Güterstand bisher nach dem Solmser oder 
dem Mainzer Rechte, so finden die Vorschriften des Artikel 45 §§. 2, 3 An­
wendung.

Artikel 54.
§. 1. Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand der Gemeinschaft 

des beweglichen Vermögens und der Errungenschaft nach einem der Rechte, 
welche in dem zum Oberlandesgerichtsbezirke Frankfurt a. M. gehörenden 
Theile der Rheinprovinz oder in der Provinz Schleswig-Holstein gelten, so 
treten an die Stelle der bisherigen Gesetze die Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs über die Fahrnißgemeinschaft.

Tritt für eine Ehe, für welche die Vorschriften des Jütischen Low maß­
gebend sind, der bezeichnete Güterstand erst zu einer späteren Zeit ein, so gilt 
die Vorschrift des Abs. 1 von dieser Zeit an.

§. 2. Bei dem Güterstande der Kur-Cölnischen Rechtsordnung oder des 
Kur-Trierschen Landrechts bleiben statt des §. 1551 Abs. 2, bei dem Güter­
stande des Jütischen Low bleiben statt bet' §§. 1551, 1554 des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs die bisherigen Gesetze für den Umfang des eingebrachten Gutes 
maßgebend.

§. 3. Die Vorschriften des Artikel 45 §§. 2, 3 finden Anwendung.


